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Verordnung  
über die Umsetzung des Partnerschaftsgesetzes vom 18. 
Juni 2004 in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge 

vom 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf die Artikel 25 Absatz 1 und 33 des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 
20041, 
gestützt auf die Artikel 19a2, 30g, 82 Absatz 2 und 97 Absatz 1 des Bundesgesetzes 
vom 25. Juni 19823 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge (BVG), 
gestützt auf die Artikel 22d4, 24 Absatz 2 und 26 Absatz 1 des Freizügigkeitsgeset-
zes vom 17. Dezember 19935 (FZG), 
sowie Artikel 331d Absatz 56 und 7 des Obligationenrechts (OR)7

verordnet: 

I 
 
Die nachstehenden Verordnungen werden wie folgt geändert: 
 
1. Verordnung vom 3. Oktober 1994 über die Wohneigentumsförderung mit 

Mitteln der beruflichen Vorsorge8

Art. 2 Abs. 2 Bst. c 
2 Zulässige Formen des Wohneigentums sind: 

c. das Eigentum der versicherten Person mit ihrem Ehegatten oder mit der ein-
getragenen Partnerin beziehungsweise dem eingetragenen Partner zu gesam-
ter Hand; 
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Art. 9 Abs. 1 Bst. c 
1 Die schriftliche Zustimmung des Pfandgläubigers ist, soweit die Pfandsumme be-
troffen ist, erforderlich für: 

c. die Übertragung eines Teils der Freizügigkeitsleistung infolge Scheidung 
oder gerichtlicher Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft auf eine Vor-
sorgeeinrichtung des anderen Ehegatten oder der anderen eingetragenen 
Partnerin beziehungsweise des anderen eingetragenen Partners (Art. 22 und 
22d des Freizügigkeitsgesetzes vom 17. Dezember 19939). 

 

2. Freizügigkeitsverordnung vom 3. Oktober 199410

Art. 1 Abs. 3 
3 Die Arbeitgeber müssen Versicherte, die heiraten oder eine eingetragene Partner-
schaft eingehen, der Vorsorgeeinrichtung melden. 

Art. 2 Abs. 1 
1 Die Vorsorgeeinrichtung hat für Versicherte, die nach dem 1. Januar 1995 das 
50. Altersjahr erreicht haben, eine Ehe schliessen oder eine eingetragene Partner-
schaft eingehen, die Austrittsleistung zu diesem Zeitpunkt festzuhalten. 

Art. 8a, Sachüberschrift und Abs. 1bis Zinssatz bei der Teilung der Aus-
trittsleistung infolge Scheidung oder 
gerichtlicher Auflösung einer einge-
tragenen Partnerschaft 

1bis Absatz 1 gilt sinngemäss bei der Teilung der Austrittsleistung infolge gerichtli-
cher Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft, nach Artikel 22d FZG. 

Art. 15 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 
1 Für die Erhaltung des Vorsorgeschutzes gelten als Begünstigte: 

b. im Todesfall in nachstehender Reihe: 
1. die Hinterlassenen nach Artikel 19, 19a und 20 BVG, 

Art. 17  Abtretung und Verpfändung 
Das Vorsorgekapital oder der nicht fällige Leistungsanspruch kann weder verpfän-
det noch abgetreten werden. Vorbehalten bleiben Artikel 22 und 22d FZG sowie die 
Artikel 30b BVG11 und 331d OR12. 

  

9 SR 831.42 
10 SR 831.425 
11 SR 831.40 



Verordnung über die Umsetzung des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 2004 
in der beruflichen Alter-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge AS 2006 

3 

 
3. Verordnung vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 

und Invalidenvorsorge13

Art. 1j Abs. 1 Bst. e  
1 Folgende Arbeitnehmer sind der obligatorischen Versicherung nicht unterstellt: 

e. die folgenden Familienglieder der Betriebsleiterin oder des Betriebsleiters, 
die in einem landwirtschaftlichen Betrieb mitarbeiten: 
1. die Verwandten der Betriebsleiterin oder des Betriebsleiters in auf- und 

absteigender Linie sowie ihre Ehegatten oder eingetragenen Partnerin-
nen oder Partner; 

2. die Schwiegertöchter oder Schwiegersöhne der Betriebsleiterin oder 
des Betriebsleiters, die voraussichtlich den Betrieb zur Selbstbewirt-
schaftung übernehmen werden. 

Art. 20, Sachüberschrift und Klammerverweis, Abs. 1bis und Abs. 2 
Anspruch des geschiedenen Ehegatten und der Partnerin oder 
des Partners bei gerichtlicher Auflösung der eingetragenen Part-
nerschaft auf Hinterlassenenleistungen 
(Art. 19 Abs. 3 und 19a BVG) 

1bis Bei gerichtlicher Auflösung der eingetragenen Partnerschaft ist die eingetragene 
Ex-Partnerin oder der eingetragene Ex-Partner beim Tod seiner früheren eingetrage-
nen Partnerin oder seines früher eingetragenen Partners der Witwe oder dem Witwer 
gleichgestellt, sofern: 

a. die eingetragene Partnerschaft mindestens zehn Jahre gedauert hat, und  
b. der Ex-Partnerin oder dem Ex-Partner im Auflösungsurteil eine Rente oder 

eine Kapitalabfindung für eine lebenslängliche Rente zugesprochen wurde. 
2 Die Leistungen der Vorsorgeeinrichtung können jedoch um jenen Betrag gekürzt 
werden, um den sie zusammen mit den Leistungen der übrigen Versicherungen, ins-
besondere AHV und IV, den Anspruch aus dem Scheidungsurteil oder dem Auflö-
sungsurteil der eingetragenen Partnerschaft übersteigen. 

Art. 24 Abs. 3 
3 Die Einkünfte der Witwe oder des Witwers oder der überlebenden eingetragenen 
Partnerin beziehungsweise des überlebenden eingetragenen Partners und der Waisen 
werden zusammengerechnet. 
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Art. 27c Abs. 1 
1 Ein Rückgriffsrecht gegen den Ehegatten oder die eingetragene Partnerin bezie-
hungsweise den eingetragenen Partner der versicherten Person, deren Verwandte in 
auf- und absteigender Linie oder mit ihr in gemeinsamem Haushalt lebende Perso-
nen steht der Vorsorgeeinrichtung nur zu, wenn sie den Versicherungsfall absicht-
lich oder grobfahrlässig herbeigeführt haben. 

Art. 27i Abs. 1 Bst. c 
1 Vorsorgeeinrichtungen und Einrichtungen, welche Freizügigkeitskonten oder -
policen führen, sind zur Aufbewahrung von allen Vorsorgeunterlagen verpflichtet, 
die wesentliche Angaben zur Geltendmachung von Ansprüchen der Versicherten 
enthalten: 

c. Unterlagen betreffend die relevanten Vorgänge während der Versicherungs-
dauer wie Einkäufe, Barauszahlungen sowie Auszahlungen von Vorbezügen 
für Wohneigentum und Austrittsleistungen bei Scheidung oder Auflösung 
der eingetragenen Partnerschaft; 

 

4. Verordnung vom 13. November 1985 über die steuerliche Abzugsberechti-
gung für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen14

Art. 2 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 
1 Als Begünstigte sind folgende Personen zugelassen: 

b. nach dessen Ableben die folgenden Personen in nachstehender Reihenfolge: 
1. der überlebende Ehegatte oder die überlebende eingetragene Partnerin 

beziehungsweise der überlebende eingetragene Partner, 

Art. 3 Abs. 6  
6 Ist die versicherte Person verheiratet oder lebt in eingetragener Partnerschaft, so ist 
die vorzeitige Ausrichtung der Altersleistungen nach Absatz 2 Buchstaben c und d 
und Absatz 3 nur zulässig, wenn der Ehegatte, die eingetragene Partnerin bezie-
hungsweise der eingetragene Partner schriftlich zustimmt. Kann die Zustimmung 
nicht eingeholt werden oder wird sie verweigert, so kann die versicherte Person das 
Gericht anrufen. 

Art. 4 Abs. 4 
4 Absatz 3 gilt sinngemäss bei der gerichtlicher Auflösung einer eingetragenen Part-
nerschaft, wenn die beiden Partnerinnen oder Partner vereinbaren, dass das Vermö-

  

14 SR 831.461.3 



Verordnung über die Umsetzung des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 2004 
in der beruflichen Alter-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge AS 2006 

5 

gen gemäss den Bestimmungen über die Errungenschaftsbeteiligung geteilt wird 
(Art. 25 Abs. 1 zweiter Satz des Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 200415). 

Art. 7 Abs. 2 
2 Sind beide Ehegatten oder beide eingetragenen Partnerinnen oder Partner erwerbs-
tätig und leisten sie Beiträge an eine anerkannte Vorsorgeform, so können beide die-
se Abzüge für sich beanspruchen. 
 
 
 
 
II 
 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 

.... Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident: Moritz Leuenberger 
 Die Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-
Hotz 

 

  

15 SR ...; AS (2005 2685) 



Erläuterungen  
 
zur Verordnung über die Umsetzung des Bundesgesetzes über die eingetragene Partner-
schaft gleichgeschlechtlicher Paare (PartG) in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen 
und Invalidenvorsorge 
 
Das Gesetz über die berufliche Vorsorge (BVG) und das Freizügigkeitsgesetz (FZG) wurden 
geändert, um der Einführung der eingetragenen Partnerschaft Rechnung zu tragen. Dennoch 
reichen diese Änderungen nicht aus, um im Einzelnen die Situation der eingetragenen Part-
nerschaft in der zweiten und dritten Säule zu regeln. Änderungen in den Verordnungen sind 
daher noch notwendig. Um jede Diskriminierung zwischen eingetragenen Partnerinnen resp. 
Partnern und Ehegatten zu vermeiden, müssen auch die eingetragenen Partnerinnen resp. 
Partner in den Verordnungsbestimmungen, die sich auf die Ehegatten resp. auf die Ex-Ehe-
gatten beziehen, erwähnt werden. 
 
 
1. Änderungen der Verordnung über die Wohneigentumsförderung mit Mitteln der be-
ruflichen Vorsorge (WEFV) 
 
Zu Art. 2 Abs. 2 Bst. c 
Die Stellung eingetragener Partnerinnen oder Partner entspricht in der beruflichen Vorsorge 
derjenigen von Ehegatten, insbesondere was Vorbezüge zur Finanzierung von Wohneigentum 
anbelangt. Als zulässige Form des Wohneigentums ist folglich auch das Eigentum der versi-
cherten Person mit der eingetragenen Partnerin oder dem eingetragenen Partner zu gesamter 
Hand zu erwähnen. 
 
Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. c 
Bei einer gerichtlichen Auflösung der registrierten Partnerschaft müssen die Austrittsleistun-
gen zu den gleichen Bedingungen wie bei einer Scheidung geteilt werden (vgl. Art. 33 PartG 
und 22d FZG). Da bei einem scheidungsbedingten Übertrag die schriftliche Zustimmung des 
Pfandgläubigers erforderlich ist, gilt dies auch für eine gerichtliche Auflösung der eingetrage-
nen Partnerschaft. 
 
 
2. Änderungen der Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsverordnung, FZV) 
 
Zu Art. 1 Abs. 3 
Um der Auskunftspflicht gemäss Artikel 24 FZG nachzukommen, müssen die Vorsorgeein-
richtungen wissen, welche versicherte Person verheiratet ist oder in eingetragener Partner-
schaft lebt. Deshalb müssen Arbeitgeber versicherte Personen, die heiraten oder eine regist-
rierte Partnerschaft eingehen, der Vorsorgeeinrichtung melden. 
 
Zu Art. 2 Abs. 1 
Die Vorsorgeeinrichtung muss zum Zeitpunkt der Heirat oder der Eintragung der Partner-
schaft die Höhe der Austrittsleistung festhalten und diese Information dem Ehegatten oder der 
eingetragenen Partnerin beziehungsweise dem eingetragenen Partner mitteilen (Art. 24 FZG). 
 
Zu Art. 8a Abs. 1bis (neu) 
Bei einer gerichtlichen Auflösung der eingetragenen Partnerschaft gelten für die Teilung der 
Vorsorgeansprüche in der zweiten Säule die gleichen Bestimmungen wie bei einer Eheschei-
dung (vgl. Art. 33 PartG und Art. 22d FZG). Folglich entspricht die Aufzinsung der im Zeit-



punkt der Eintragung der Partnerschaft (Art. 7 PartG) erworbenen Austritts- und Freizügig-
keitsleistungen und der Einmaleinlagen bis zum Zeitpunkt der gerichtlichen Auflösung  
(Art. 29 und 30 PartG) dem Mindestzinssatz gemäss Artikel 12 BVV.2. Es handelt sich hier 
um die gleiche Regelung wie bei einer Ehescheidung. 
 
Zu Art. 15 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 
Neben den Artikeln 19 und 20 BVG ist auch Artikel 19a BVG zu erwähnen, da überlebende 
eingetragene Partnerinnen oder Partner kraft dieses Artikels die gleiche Rechtsstellung wie 
der überlebende Ehegatte haben. Eingetragene Partnerinnen oder Partner gehören demgemäss 
zu den Hinterlassenen, die in Bezug auf Freizügigkeitspolicen und -konti anspruchsberechtigt 
sind. 
 
Zu Art. 17 Abs. 1 zweiter Satz 
Die Teilung des Vorsorgevermögens bei gerichtlicher Auflösung der eingetragenen Partner-
schaft bildet eine Ausnahme des in Artikel 17 FZG verankerten Abtretungs- und Verpfän-
dungsverbots, gleich wie bei einer Ehescheidung (vgl. Art. 22 FZG). Vorbehalten bleiben also 
neben den Artikeln 22 FZG, 30b BVG und 331d OR auch Artikel 22d FZG. 
 
 
3. Änderungen der Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVV 2) 
 
Zu Art. 1j Abs. 1 Bst. e Ziff. 1 und 2 
Eingetragene Partnerinnen und Partner der Betriebsleiterin oder des Betriebsleiters sind der 
obligatorischen Versicherung nicht unterstellt und werden somit gleich behandelt wie Ehe-
gatten der Betriebsleiterin oder des Betriebsleiters, die in einem landwirtschaftlichen Betrieb 
mitarbeiten. 
In Bst. e Ziff. 1 und 2 wird nur von „Betriebsleiter“ und in Ziff. 2 nur von „Schwiegersohn“ 
gesprochen. Die vorliegende Änderung der BVV 2 gibt die Gelegenheit, diese Bestimmungen 
formell anzupassen (siehe Art. 8 Abs. 3 BV; Rechtsgleichheit). 
 
Art. 20 Abs. 1bis und 2 
Überlebende eingetragene Partnerinnen oder Partner haben nach Art. 19a BVG die gleiche 
Rechtsstellung wie ein überlebender Ehegatte. Im Weiteren ist die gerichtliche Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft der Scheidung gleichgestellt (siehe Art. 30c Abs. 6 und 79a  
Abs. 5 BVG, Art. 22d und 24 Abs. 3 FZG). Im Falle der gerichtlichen Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft hat daher die Ex-Partnerin oder der Ex-Partner die gleiche 
Rechtsstellung wie ein geschiedener Ehegatte, wenn die zwei folgenden Bedingungen erfüllt 
sind: zum einen muss die eingetragene Partnerschaft mindestens zehn Jahre gedauert haben, 
zum anderen muss der Ex-Partnerin oder dem Ex-Partner im Auflösungsurteil eine Rente oder 
eine Kapitalabfindung für eine lebenslängliche Rente als Unterhaltsbeitrag zugesprochen 
worden sein (siehe Art. 34 PartG). Die Ex-Partnerin oder der Ex-Partner haben Anspruch auf 
Hinterlassenleistungen der beruflichen Vorsorge, wenn die Voraussetzungen nach Art. 19 
BVG und Art. 20 BVV 2 erfüllt sind. Um daher anspruchsberechtigt zu sein, hat die Ex-
Partnerin oder der Ex-Partner für den Unterhalt mindestens eines Kindes aufzukommen oder 
älter als 45 Jahre zu sein (Art. 19 Abs. 1 Bst. a und b BVG). Nach dem neuen Wortlaut von 
Art. 20 Abs. 2 BVV 2 kann die Vorsorgeeinrichtung ihre Leistungen um jenen Betrag kürzen, 
um den sie zusammen mit den Leistungen der übrigen Versicherungen, insbesondere AHV 
und IV, den Anspruch aus dem Auflösungsurteil der eingetragenen Partnerschaft übersteigen. 
 



Zu Art. 24 Absatz 3 
Da die überlebende eingetragene Partnerin beziehungsweise der überlebende eingetragene 
Partner einem überlebenden Ehegatten gleichgestellt ist und im Todesfall des Partners An-
spruch auf Hinterlassenenleistungen hat (Art. 19a BVG), müssen bei der Überentschädi-
gungsberechnung auch die Einkommen der eingetragenen Partnerinnen bzw. des eingetrage-
nen Partners mitberücksichtigt werden. 
 
Zu Art. 27c Abs. 1 
Das Rückgriffsrecht der Vorsorgeeinrichtung gegen die eingetragene Partnerin oder den ein-
getragenen Partner der versicherten Person ist gleich geregelt wie bei Ehegatten der versi-
cherten Person, d.h. die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner muss den Versi-
cherungsfall absichtlich oder grobfahrlässig herbeigeführt haben. 
 
Zu Art. 27i Abs. 1 Bst. c 
Die Vorsorgeeinrichtungen sind bei einer gerichtlichen Auflösung der eingetragenen Partner-
schaft zur Aufbewahrung von Unterlagen verpflichtet, wie dies bei einer Scheidung der Fall 
ist. Damit die versicherte Person bei einer gerichtlichen Auflösung der eingetragenen Partner-
schaft ihr Recht geltend machen kann, müssen alle relevanten Unterlagen zu den Austritts-
leistungen zur Verfügung stehen (vgl. Art. 24 Abs. 3 FZG). 
 
 
4. Änderungen der Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge 
an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) 
 
Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 
Überlebende eingetragene Partnerinnen oder Partner müssen namentlich auch im Bereich der 
gebundenen Selbstvorsorge gleich behandelt werden wie überlebende Ehegatten. Demzufolge 
sind sie anspruchsberechtigt wie Ehegatten. Da eine Person, die in eingetragener Partnerschaft 
lebt, keine Ehe eingehen kann (Art. 4 Abs. 4 und 26 PartG), ist ausgeschlossen, dass eine ein-
getragene Partnerinnen oder ein eingetragener Partner und ein überlebender Ehegatte gleich-
zeitig anspruchsberechtigt sind. 
 
Zu Art. 3 Abs. 6 (neu) 
Bei einem Vorbezug der Altersleistungen aus der Säule 3a war in der BVV 3 bis anhin keine 
ausdrückliche schriftliche Zustimmung des Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin bezie-
hungsweise des eingetragenen Partners vorgesehen. Anders bei der Verpfändung der Säule 
3a: Artikel 4 Absatz 2 BVV 3 verweist nämlich auf Artikel 331d OR, wonach eine schriftli-
che Zustimmung des Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin beziehungsweise des einge-
tragenen Partners Voraussetzung für die Verpfändung ist. Wenn also die Zustimmung für die 
Verpfändung erforderlich ist, so sollte sie es speziell auch für den Vorbezug sein, da hier die 
Auswirkungen nicht weniger weitreichend sind. Ein unterschiedliches Vorgehen bei Vorbe-
zügen und Verpfändungen ist nicht angezeigt. Der neue Absatz 6 soll die 3. Säule der 2. Säule 
in dieser Beziehung gleichstellen. Sowohl beim Vorbezug für Wohneigentum als auch bei der 
Barauszahlung der Austrittsleistung braucht es die ausdrückliche schriftliche Zustimmung des 
Ehegatten (vgl. Art. 30c Abs. 5 BVG und Art. 5 Abs. 2 FZG). Diese Zustimmung macht auch 
insofern Sinn, als es sich hier um einen freiwilligen Leistungsbezug aus der Säule 3a ohne 
Vorsorgefall handelt (Art. 3 Abs. 2 Bst. c und d BVV 3: Aufnahme einer selbständigen Er-
werbstätigkeit, Aufgabe der bisherigen selbständigen Erwerbstätigkeit und Aufnahme einer 
andersartigen selbständigen Erwerbstätigkeit, Wegzug ins Ausland; Abs. 3, Vorbezug für 
Wohneigentum). Tritt hingegen ein nicht versichertes Invaliditätsrisiko ein (Art. 3 Abs. 2  
Bst. a BVV 3), braucht es keine schriftliche Zustimmung, da es sich nicht um eine freiwillige 
Ausrichtung von Leistungen handelt. Gleiches gilt, wenn das Guthaben der Säule 3a in der 



gebundenen Selbstvorsorge bleibt oder in die berufliche Vorsorge für den Einkauf übertragen 
wird (Art. 3 Abs. 2 Bst. b BVV 3). In diesen Fällen kann die versicherte Person über die Mit-
tel, die dem Vorsorgekreislauf erhalten bleiben, nicht frei verfügen. Für Einkäufe ist gemäss 
Artikel 79a BVG die schriftliche Zustimmung des Ehegatten oder der eingetragenen Partnerin 
beziehungsweise des eingetragenen Partners nicht erforderlich.  
 
Zu Art. 4 Abs. 4 (neu) 
Eingetragene Partnerinnen und Partner unterstehen grundsätzlich einer analogen Ordnung wie 
der Gütertrennung (vgl. Art. 18 ff. PartG und Art. 247 ff. ZGB; Botschaft vom 29. November 
2002 zum PartG, BBl 2003, S. 1289 und 1317-1318). Sie können aber vereinbaren, dass das 
Vermögen gemäss den Bestimmungen über die Errungenschaftsbeteiligung geteilt wird (vgl. 
Art. 25 Abs. 1 zweiter Satz PartG in Verbindung mit Art. 204 ff. ZGB). Im Falle einer ge-
richtlichen Auflösung der eingetragenen Partnerschaft muss im Sinne der Gleichbehandlung 
zwischen Ehegatten und eingetragene Partnerinnen beziehungsweise Partnern die Möglichkeit 
bestehen, das Guthaben aus der Säule 3a zu übertragen, wenn die Partner eine solche Verein-
barung unterzeichnet haben. 
 
Zu Art. 7 Abs. 2 
Sind beide Partner erwerbstätig und leisten Beiträge an die gebundene Vorsorge 3a, so kön-
nen beide diese Abzüge für sich beanspruchen, wie dies für erwerbstätige Ehegatten der Fall 
ist. 
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